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. Wieviele leben in München von Renten? 
In letzter Zeit mehren sich die Stimmen, daß 
der Sozialaufwand die Grenze des Tragbaren 
erreicht hätte und wei~ergehende Ansprüche 
nur den vVirtschaftskörperschädigen würden, 
was auch für diejenigen, denen man helfen 
will, nicht ohne schlimme Folgen bleiben. 
könnte. Das Problem bilden dabei nicht so 
sehr die vorübergehenden Hilfen (für Kranke , 
Arbeitslose, zeitweiHg in Not Geratene, ihre 
Existenz aufbauende Flüchtlinge), sondern 
die Daueransprüche, die zur Bestreitung 
oder wenigstens Stützung des Lebensunter­
hai tes breiten Schichten gewährt werden. Das 
Statistische Amt der l-andeshauptstadt hat 
versucht, sich einen Uberblick darüber zu 
verschaffen, wie viele solcher Daueransprüche 
es in einer Großstadt wie München eigentlich 
gibt und wie hoch sie z.Z. sind. Das war.nicht 
ganz leicht, denn die Quellen, aus denen sol­
che "abgeleitete" Einkommen fließen -
Renten, Pensionen, Unterhaltsbeihilfen usw. 
- sind mannigfaltig und die auszahlenden 
Kassen wissen häufig nicht, welche Zahlungs-

. empfänger Einwohner unserer Heimatstadt 
sind. Dank dem Entgegenkommen zahlrei­
che:t:.Stellen ist es jedoch gelungen, die folgen­
de Ubersicht aufzustellen, die auf sicheren 
Grundlagep. beruht, und auch erschöpfend 
ist bis auf die Wiedergutmachungsleistungen 
des Landesentschädigungsamtes und die Ren­
ten aus privaten Pensions- und Werkskassen, 
die aber beide wegen des lligrenzten Kreises 
der Empfänger bzw. des zerstörenden Ein­
flusses der Geldreform z. Z. nicht sehr zu 
Buch schlagen können. 
Das Gesam terge bnis, obwohl es nicht 
ganz vollständig ist, übertrifft doch alle Er­
wartungen: z. Z. werden monatlich in 
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rd. 226000 ei nzelnen Versorgungsfäl­
len '16,4 Mill. DM ausgezahlt. Die Zahl der 
Rentenfälle entbältnatürlicb, von den Emp­
fängern aus betrachtet, Doppelzählungen, 
weil es z. B. durchaus nicbt selten ist,.daß 
Invalidenrentner zusätzlich von der Fürsorge 
unterstützt werden müssen. Untersuchungen 
über die Kumulierung von Renten werden 
z. Z. angestellt. Man kann' annehmen, daß 
den 226000 Rentenfällen etwa 190000 Em­
pfangsberechtigte entsprechen. Da nicht nur 
Einzelstehende, sondern häufig auch Familien­
vorstände mit ihren'Frauen und Kindern dar­
unter sind, wird man selbst bei vorsichtiger 
Schätzung zu dem Schluß kommen, daß e t­
wa 350000 Münchener in irgendeiner 
Form an den Zuwendungen aus Pen­
sionen, Renten, Unterstützungen od. 
sonstigen Beihilfen teilhaben, d. i. 
also mehr als 2/5 (42%) der Einwohner 
überhaupt! Der hohe Grad der "Venen­
tung" bE)deutet selbstverständlich nicbt, daß 
sieb diesergl'oße Bevölkerungskreis aus "Nur­
Verbrauchern" zusammensetzen würde. ~eit 
das Geld wieder einen \iV ert bat, ist ein großer 
Teil der Rentenempfänger bemüht, sich 

. möglichst lange im Erwerbsleben zu halten 
oder sich wieder einzuschalten. Gerade die 

, geringe .Höhe vieler Renten wirkt. darauf bin. 
Die kommende Volkszäblung WIrd darüber 
Aufschluß geben, für wie viele die Rente, das 
Ruhegehalt o. dgl. die einzige oder doch die 
maßgebende Einkommensquelle ist. 
Eindeutiger zu bemteilen sind die Zahlen für 
den Geldaufwand bei der Gewährung der 
Daueransprüche. '16,4 Mill. DM monatlich 

Art des Anspruches 

Sozialversi cherungsrenten 
da von Invalidenrenten 

Unfallrenten 
.d ngestelltenrent en 
K nappschaflsrenten .. . . . 

Pensionen usw . der Staats- und Gemeinde-
bediensteten ......... 

Pensionen usw. der Post- und Babnbe-
diensteten 

Fürsorgerenten ' und Hilfsbedürftige in 
geschl. Fürsorge ........, 

Renten nach dem Körperbeschädigten-
Leistungsgesetz . . . . . . . . . . 

Unterhaltshilfen und -zuschüsse nach dem 
Soforthilfegesetz ...... 

Unterbaltsbeibilfen an Angehörige von 
Kriegsgefangenen 

Zusammen 

oder rd. 200 Mill. DM im .lahr ist fast soviel, 
wie in der gesamten Münchener Industrie 
an Löbnen und Gehältern ausbeza.hlt 
werden (1949: 2'19 Mill. DM). Auf die Steuer-, 
leistung der Gesamtbevölkerung bezogen 
(1949: 471 Mill.DM) macht der GeldauIwand 
für die Renten aller Art rd. '42% aus. 
Im einzelnen kann man bei den Daueran­
sprüchen 3 große Gruppen unterscheiden: 
1. die Sozialrenten sowie'die Ruhestands­
bezüge öffentlicher Beamter und deren Hin­
terbliebenen, d. i. im wesentlichen die Alters­
und Hinterbliebenenversorgung auf Grund 
eigener Beitragsleistungen und Staatsbilfe. 
Dies ist die größte Gruppe mit rd. 2fa aller 
Fälleunp: % des Monatsaufwands, sie 
'repräsentiert die eigentlicben Renten. Die 
2. Gruppe umfaßt die Fürsorge aus öffent­
lichen Mitteln, wenn auf andere ·Weise ,die 
Altersversorgung nicht gewährleistet ist, oder 
wenn länger dauernde Notstände zu über­
brücken sind. Obwohl es genug offene oder 
versteckte Not gibt, ist diese Gruppe auffal­
lend klein. Von- je 20 DM des Rentenauf­
wandes überhaupt wird nm 1 DM fÜT eine 
Wohlfahrtsrente ausgegeben, nur 6,7% aller 
Daueransprüche betreffen Empfänger von 
vVohlfahrtsunterstützungen. Das liegt wohl 
an dem übereinstimmenden Bestreben der 
HilfsbedüTftigen und der vVohlfabrtsämter 
irgendeinen Rechtsanspruch auf andere Un­
terstützungen oder auf Renten geltend zu 

, machen, nicht zum wenigsten, weil der Emp­
fang von vVohlfahrtsunterstützungen in den 
Augen der meisten Menschen einem sozialen 
Abstieg gleichkommt, der Bezug einer Rente 

Fälle 
Zahl I "10 

'106202 47,0 
73900 32,7 
8269 3,7 

23666 10,4 
478 0,2 

21607 9,6 

10490 4,6 

'15141 6,7 

56325 24,9 

16071 7,1 

'179 0;1 

, l\ionatsbeträge 
1000Dl\i1 % 

6229 I 38,'1 
3881 23,7 

481 3,0 
1829 11,2 

37 0,2 

4414 27,0 

1863 '11,4' 

780 4,8 

2229 '13,6 

825 5,0 

11 0,'1 

I 
im Durch­
schnitt Dl\f 

.58,65 
62,62 
68,17 
77,65 
77,41 

204,29 

177,60 

51,52 

39,57 

51,33 

61,45 

1 226015 I 1001 16351 I 100 1 72,34 
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aber da~ Selbstbewußtsein nicht beeinträch­
tigt. Die Überleitung auf Ren~enbezüge i?t 
heute in sehr vielen Fällen möghch, denn dIe 
Hilfsbedürftigkeit ist häufig unter irgend­
einem Gesichtspunkt als Kriegsfolge anzu­
sprechen. In der 3. Gruppe der Rente~ er­
scheint dieser kriegsbedingte SozIal­
aufwand, soweit er die Gestalt von Dauer­
ansprüchen angenomme~ hat. ~ie ist ~er­
hältnismäßig groß, annahernd Jeder drItte 
Versorgungsfall geh.ört dazu, aI?- G~samtauf­
wand ist sie allerdmgs nur mIt mcht ganz 
einem Fünftel beteiligt. 
In 'Vü:klichkeit ist aber das Anwachsen der 
Soziallast in sehr vielstärkeremAusmaß dem 
Krieg zuzuschreiben, denn unter den Sozial­
versicherungsrenten und den Beamtenpen­
sionen sind heute viele Leistungen an Kriegs­
hinterbliebene enthalten, die nicht ange­
fanen wären, wenn die Ernährer noch lebten, 
und auch bei den Fürsorgerenten rechnet rd. 
Y:3 zur Kriegsfolgenhilfe. A~s der Entwi,?k­
lung der Invalidenverslche,rung laßt 
sich die Auswirkung des KrIeges ohne 
weiteres ablesen, die folgenden Zahlen gelten 
a11erdings für ganz Bayern: 

Jahr 

1937 
1945 
1949 

I

invaiidenrenten 1 Witwenrenten 1 Waisenrenten 

Zahl in /1937= Zahl in 11937= Zahl in 11937= 
1000 100 1C00 100 1000 100 

1

2161100 1 451100 1 251100 243 113 75 165 80 314 
315 146 105 232 118 465 

W'ährend also die Renten der Stammver­
sicherten nur um die Hälfte stiegen, wurden 
mehr als zweimal soviel Witwen- und sogar 
4%mal so viel einzelne Waisenrenten ~ie :vor 
dem Krieg ausgezahlt. D~r An tell der 
Kriegsfolgelast an den V ~rs~)Tgungs­
fällen ist, wenn man auch dIe In, unse~er 
ÜbeI:sicht bei den Pensionen' berücksichtIg­
ten Unterstützungen an heimatvertriebene 
Beamte mitrechnet, mit der Hälfte, wohl 
kaum zu hoch angenommen. Unabhängig 
von der kriegsbedingten Ausweitung' muß 
aber auch der reguläre Sozialaufwand erheb­
lich gestiegen sein, Beispielsweise hat sich 
der von der Post ausgezahlte Rentenbetrag 
in München wi,e folgt verändert (in '1000 RM 
bzw. DM): 
Jahr 
1937 
19501) 

Invalidenrenten 
13966 
46500 

Unfallrenten 
2477 
5900 

1) An Hand der Monatsergebnisse von Jan.-Mai auf 
das Jahr umgerechnet. 

Die erhebliche Steigerung - bei der Invali­
denversicherung auf das dreifache - läßt 
sich nicht allein aus Kriegsfol~en und au,~ der 
Vergrößerung des Stadtg~,bletes erklaren. 
Hier macht sich auch die Uberalterung und 

das in Zeiten schwieriger 'Virtschaftslage oft 
beobachtete Drängen in die Invalidität be­
merkbar außerdem sind aber erhebliche 
Leistungsverbesserungen wegen der gestie­
genen Lebenshaltungskosten ,(EinfühTun!S 
einer Mindestrente ohne RückSIcht auf bel­
tragsmäßige Deckung) und andere Erleich­
terungen z. B. bei der Beantragung von 1Vit­
wenrenten eingetreten. 

'Vieviel im Durchschnitt auf den einzelnen 
Fall der Daueransprüch~ trifft, geht aus der 
letzten Spalte unserer Ubersicht S. 102 her­
vor. Der Gesam td urchschni tt für alle 
Renten Pensionen und Unterstützungen 
liegt bei mon,a tli?h 72,3~ DM. An deT'S-p'i~ze 
stehen natürlIch dIe PenSIOnen an Angehorlge 
der Staats- und Gemeindeverwaltungen 
(über 204 DM), bei denen sich die qualifizier­
ten Berufe und die dementsprechend schon 
während der aktiven Dienstzeit hohen Bezüge 
bemerkbar machen. Andererseits sind Inva. 
liden- oder Angestelltenrenten (Durchschnitt 
bei den Auszahlungen in München 52,52 bzw. 
77,65 DM) häufig nic4t diE) einzige Einkom­
mensquelle des Rentners, Abgesehen davon, 
daß viele Rentner auch nach Inanspruch­
nahme der Rente noch ein Arbeitseinkommen 
beziehen, können nicht selten gleichzeitig 
Rechte gegenüber verschiedenen Versiche­
Tungen oder Versoi'gungseinrichtungen gel­
tend gemacht werden, so z. B, Invalidenrente 
neben SoforthiJfe, Angestelltenrente neben 
K.B.-Rente. Die K.B.-Rente ist bis auf die 
Fälle völliger Invalidität durch Kriegsverlet­
zung überhaupt nicht so gedacht, da,t3 sie für 
den Lebensunterhalt reicht, vielmehr soll sie 
in der Regel als Beihilfe zur Verbessenmg der 
eigenen Verdienstkraft, Ergänzung niedrigen 
Einkommens und zur Milderung der llllver­
meidlichen Belastungen durch die Kriegs be­
schädigung dienen. Daher machen sich auch 
in der Zahl der Fälle ebenso wie im Gesamt­
betrag die niedrigen Sätze für zahlreiche 
Leichtversehrte bemerkba.r (Durchschnitt 
39,57 DM). ~ , 

Obwohl 226000 Rentenfälle, die" wenn sie 
aus dem örtlichen Steueraufkommen bestrit­
ten würden, über 2fs dieses Aufkommens auf­
zehren würden, bereits eine recht kri ti sehe 
Zahl darstellen, wird si eh vermutlich in 
der nächsten Zeit die Beanspruchung noch. 
erhöhen, bis alle vorliegenden Rentenan­
träge bearbeitet und entschieden sind. Ins­
besondere aus dem Kreis der Flüchtlinge und 
Kriegshinterbliebenen, aber auch der Wäh­
rungsgeschädigten werden auch noch ne~e 
Anträge einlaufen. Ferner muß man damIt 
rechnen, daß ein Teil der Arbeitslosen auf 
Dauerversorgung in irgend einer Form ange'­
wiesen sein wird, denn die Aussichten, daß 
unsere 'Wirtschaft sich dem Zustand der Voll-
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h~schäftiguilg nähert, werden immer geringer. 
Mit einer weiteren Steigerung der Rentenlast 
wird man sich deshalb für die nächsten Jahre 
wohl abfinden müssen. Ein noch ni eh t ge­
klärtes Problem, das in diesem Zusam­
menhang nur angedeutet werden soll, bilden 
die freiwilligen oder obligatorischen Pen­
sionsversicherungen, deren Mitgliedern 
auf irgendeine "Veise zu ihrer Rente verhol­
fen werden muß. Durch die Abwertung der 
Versicherungsvermögen und die bishedge 
Ablehnung einer Umstellung im Verhältnis 
1 : 1 sind die Versicherungsnehmer schwer 
geschädigt worden, und ihr Hinweis auf die 
ungerechtfertigte Besserstellung der aus 
ihrer a.ktiven Tätigkeit ausgeschiedenen Be­
amten und Sozialversicherten ist auf die 
Dauer nicht zu überhören. 
Die steigende Soziallast ist ein Ausdruck 
unserer Armut, wie er deutlicher nicht sein 
könnte. Durch die Vernichtung von Men­
schenleben und Sachwerten, durch Ein­
schränkung der Erwerbsfähigkeit oder 'Yeg­
nahme der ma.teriellen Existenzgrundlagen 
wurde die Sorge für die HilfslJedürftigen auf 
den Sta.at,' d. h. also auf die Finanzkraft 
der gut Davongekommenen verlagert. Das 
Problem, wie der Staat mit seinen Sorge­
pflichten fertig werden soll, wird noch .von 
. einer anderen Seite kompliziert. Nach diesem 
Krieg erwies es sich als notwendig, verschie­
dene rentenartige Rechte neu einzuführen, 
wie z. B. die Soforthilfe als Vorausleistung 
des Lastenausgleichs und die Hilfe für An-

gehörige von Kriegsgefangenen und Vermiß­
ten. Damit hat sich das Rentenprinzip noch 
wesentlich stärker als früher ausgebildet. 
'ViI' sind heute so weit, daß ein großer Teil 
der Beyölkerungeinen Rentenanspruch stel­
len kann. Aber auch derjenige, der gar kein 
Recht aufweisen kann, hat das Gefühl, daß 
seine Versorgung in irgendeiner Form ge­
währleistet ist und ihn der Staat ja nicht 
hilflos stehen lassen kann, wenn er' arbei ts­
los, alt oder krank ist. Es mag sein, daß man­
cher sich mehr als es gut und unserer volks­
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zuträg­
lich ist, auf diese sichere Hilfe verläßt. "Täh­
rend auch noch nach dem ersten 'Welt­
krieg jedermann mehr oder weniger stark 
die Verpfli eh tung fühlte, daß er für sein 
Al te l' und unvorhergesehene Ereignisse 
wenigstens zum Teil selbst VOl'forgen und des­
halb sparen müsse, scheint dieser Grund­
satz mehr und mehr im Schwinden zu 
sein. Die Hauptschuld hieran trägt sicher 
die abermalige Geldabwertung, ohne Zweifel 
wirkt aber die "Verrentung"in ganz gleicher 
Richtung. Man darf die Augen nicht vor der 
Tatsache verschließen, daß der offensichtlich 
geringe Sparwille mit der weitgehenden Über­
nahme von Rentenverpflichtungen durch:die 
öffentliche Hand im engen Zusammenhang 
steht. Die seit zwei Jahren bei der städt . 
Sparkasse angesammelten Spareinlagen 
würden heute gerade genügen, um Mün­
chens Rentner und Pensionisten 
zwei Monate zu versorgen! 

Münchener statistische Kurznachrichten 

Auffallend viel junge Mütter in München. 
Das Statistische Amt der Landeshauptstadt 
hat über 23 000 Geburtenzettel der Münche­
ner Standesämter aus 'den Jahren 1947 bis 
1949 daraufhin untersucht, wie alt die 
Müttel' bei der Geburt ihrer Kinder 
waren. Dabei stellte sich heraus, daß 6 681 
oder rd. 29% der Kinder - es handelt sich 
nur um eheliche! - von Frauen unter 25 Jah­
ren stammten. Vor dem Krieg war diese 
Altersklasse nach einer Statistik von 1937 am 
gesamten Geburtenertrag nur mitrd. 17% be· 
teiligt. Auf das Hauptalterder Gebärfähigkeit 
- 25 bis 35 Jahre - entfiel in den letzten 
Jahren nurrd.dieHälfte (52%) aller Geburten 
gegen 2/3 (65%) vor dem Krieg. In der Beteili· 
gung der noch höheren Altersklassen, von 35 
Jahren bis zur Grenze der Gebärfähigkeit 
(heute 19%, damals 18%) hat sich fast nichts 
geändert. 

104 

Ehelich geborene Kinder 1947-49 in München 
nach der Geburtenfolge 

AUer der I K' d I darunter .... Kinder der Ehe 
Mutter in . on er . 1 2 1 3 1 4 \ 5 Jahren onsges. 1. . . . ..~. 

spat. 

Unter 25 6 681 I 4846 1 524 254 43 14 
% ...... 100 72,5 22,8 3,8 0,7 0,2 

25-30 .... 7679 4025 2478 848 236 92 
0' 100 52,4 32,3 11,0 3.1 1,2 70 ...... 

30-35 .... 4405 1 556 '1600 742 290 217 
% ...... 100 35,3 36,3 16.8 6,6 5,0 

35-40 .... 3423 976 1 105 698 3tt 333 
% ...... 100 28.5 32,2 20,4 9,1 9,8 

40 u.darüb. 1 H3 254 279 234 126 220 
% ...... 100 22,8 25,1 21,0 11,3 19,8 

Zusammen 123 301 111 6571698612776110061 876 
% . . . . . . 100 50,0 30,0 11,9 4,3 3,8 

Die auffällige \:erschiebung zu den 
jüngeren J alHgängen ist biologisch 
außerordentlich erfreulich, denn was kann es 
idealeres geben, als wenn die Kinder junge 




